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271. Kundmachung: Wiederverlautbarung der Kaiserlichen Verordnung über den Wucher.
2 7 2 . Kundmachung: Wiederverlautbarung des Jugendgerichtsgesetzes.

2 7 1 . Kundmachung der Bundesregierung
vom 10. November 1949 über die Wieder-
verlautbarung der Kaiserlichen Verordnung
vom 12. Oktober 1914, R.G.Bl. Nr. 275,

über den Wucher.

Artikel I.
(1) Auf Grund des Wiederverlautbarungs-

gesetzes vom 12. Juni 1947, B . G . B l . N r . 114,
werden in der Anlage die Bestimmungen der
Kaiserlichen Verordnung vom 12. Oktober 1914,
R. G. Bl. N r . 275, über den Wucher unter Berück-
sichtigung der Änderungen verlautbart , die sich
aus dem Bundesgesetz vom 15. Dezember 1920,
B . G . B l . N r . 5/1921, über die Erhöhung der
Wertgrenzen und Geldstrafen in den Straf-
gesetzen (3. Strafgesetznovelle vom Jahre 1920),
dem Bundesgesetz vom 20. Dezember 1921,
B. G. Bl. N r . 745, über die Erhöhung der Wer t -
grenzen und Geldstrafen in den Strafgesetzen
(Strafgesetznovelle vom Jahre 1921), dem Bun-
desgesetz vom 18. Jul i 1922, B . G . B l . N r . 533,
über die Erhöhung der Geldstrafen in den Straf-
gesetzen (Strafgesetznovelle vom Jahre 1922),
dem Bundesgesetz vom 6. Dezember 1922,
B. G. Bl. N r . 881, über die Erhöhung der Wer t -
grenzen und Geldstrafen in den Strafgesetzen
(I I . Strafgesetznovelle vom Jahre 1922), dem
Bundesgesetz vom 20. Dezember 1924, B. G. Bl.
N r . 461, über die Einführung der Schilling-
rechnung, die "Ausprägung von Goldmünzen und
über andere das Währungswesen betreffende Be-
stimmungen (Schillingrechnungsgesetz), dem Bun-
desgesetz vom 27. Jul i 1926, B . G . B l . N r . 192,
über die Erhöhung der Wertgrenzen und Geld-
strafen in den Strafgesetzen (Strafgesetznovelle
vom Jahre 1926), dem Gesetz vom 16. Novem-
ber 1945, St. G .B l . N r . 235, über die Wieder-
herstellung österreichischer Rechtsvorschriften in
strafrechtlichen und strafverfahrensrechtlichen
Nebengesetzen und dem Bundesgesetz vom
22. Oktober 1947, B . G . B l . N r . 243, über die
Erhöhung der Wertgrenzen und Geldstrafen in
den Strafgesetzen ( I I . Strafgesetznovelle 1947)
ergeben.

(2) Die wiederverlautbarte Kaiserliche Verord-
nung ist als „Wuchergesetz 1949" zu bezeichnen.

Artikel II.

Als Tag der Herausgabe wird der Tag der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt festgestellt.

Figl Schärf Helmer Tschadek
Hurdes Maisel Margarétha Kraus

Kolb Waldbrunner Gruber

Anlage.

Wuchergesetz 1949.
Nichtigkeit eines wucherischen Vertrages.

§ 1. Ein Vertrag ist nichtig, wenn jemand den
Leichtsinn, die Zwangslage, Verstandesschwäche,
Unerfahrenheit oder Gemütsaufregung eines an-
deren dadurch ausbeutet, daß er sich oder einem
Dritten für eine Leistung eine Gegenleistung ver-
sprechen oder gewähren läßt, deren Vermögens-
wert zu dem Werte seiner Leistung in auffallen-
dem Mißverhältnis steht.

Strafbarer Wucher.

§ 2. 1. Wer vorsätzlich bei Gewährung oder
Verlängerung von Kredit den Leichtsinn, die
Zwangslage, Verstandesschwäche, Unerfahrenheit
oder Gemütsaufregung eines anderen dadurch aus-
beutet, daß er sich oder einem Dritten eine Gegen-
leistung versprechen oder gewähren läßt, deren
Vermögenswert zu dem Werte seiner Leistung
in auffallendem Mißverhältnis steht;

2. wer vorsätzlich eine wucherische Forderung
erwirbt, um sie geltend zu machen oder einem
anderen zu übertragen;

3. wer vorsätzlich eine wucherische Forderung
geltend macht oder einem anderen überträgt,
wird wegen Vergehens mit strengem Arrest von
drei Monaten bis zu einem Jahre bestraft.

§ 3. 1. Der Täter, der das Geschäft verschleiert,
der sich die Leistung des wucherischen Vorteiles
durch Eid, Ehrenwort oder eine ähnliche Be-
teuerung versichern läßt oder sich über die noch
nicht bestehende Forderung einen Exekutionstitel
verschafft;

2. wer eine auf diese Weise entstandene oder
versicherte wucherische Forderung erwirbt, um
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sie geltend zu machen oder einem anderen zu
übertragen, oder wer sie geltend macht oder einem
anderen überträgt;

3. der Täter, der wiederholt rückfällig ist oder
die Tat gewerbemäßig begeht,
wird wegen Vergehens mit strengem Arrest von
sechs Monaten bis zu drei Jahren bestraft.

4. Der Täter, der den Wucher gewerbemäßig
betreibt, wird wegen Verbrechens mit Kerker
von einem bis zu fünf Jahren bestraft, wenn
eine größere Zahl von Personen schwer geschädigt
wurde.

§ 4. 1. Wer vorsätzlich bei Abschluß, Abände-
rung oder Vermittlung eines Rechtsgeschäftes, das
den Erwerb oder die Veräußerung einer Sache
oder eines Rechtes zum Gegenstand hat, den
Leichtsinn, die Zwangslage, Verstandesschwäche,
Unerfahrenheit oder Gemütsaufregung eines an-
deren dadurch ausbeutet, daß er sich oder einem
Dritten eine Gegenleistung versprechen oder ge-
währen läßt, deren Vermögenswert zu dem
Werte seiner Leistung in auffallendem Mißver-
hältnisse steht, wird wegen Vergehens mit stren-
gem Arrest von sechs Monaten bis zu drei Jahren
bestraft, wenn die Tat gewerbemäßig begangen
wird.

2. Der Täter wird wegen Verbrechens mit
Kerker von einem bis zu fünf Jahren bestraft,
wenn eine größere Zahl von Personen schwer
geschädigt wurde.

Geldstrafe, Abschaffung und Rechtsfolgen.

§ 5. (1) Neben der Freiheitsstrafe kann in allen
Fällen Geldstrafe bis zu 50.000 S verhängt wer-
den. Auch kann die Abschaffung ausgesprochen
werden. (Artikel II der 3. Strafgesetznovelle vom
Jahre 1920, B. G. Bl. Nr. 5/1921, Artikel II der
Strafgesetznovelle vom Jahre 1921, B. G. Bl.
Nr. 745, Artikel II der Strafgesetznovelle vom
Jahre 1922, B.G.Bl. Nr. 533, Artikel II der
Strafgesetznovelle vom Jahre 1922, B. G. Bl.
Nr. 881, § 2 des Schillingrechnungsgesetzes vom
20. Dezember 1924, B. G. Bl. Nr. 461, Artikel II
der Strafgesetznovelle vom Jahre 1926, B. G. Bl.
Nr. 192, Artikel I der II. Strafgesetznovelle
1947, B. G. Bl. Nr. 243.)

(2) Die mit der Verurteilung wegen der Über-
tretung des Betruges nach den Gesetzen eintreten-
den Folgen treten auch bei der Verurteilung
wegen Vergehens des Wuchers ein.

Ausbeutung des Ehrenwortes.

§ 6. Wer sich von jemandem, für den der
Bruch des Ehrenwortes den Verlust eines öffent-
lichen Amtes oder Dienstes zur Folge haben kann,
die Erfüllung einer Verpflichtung aus einem
Kreditgeschäft unter Ehrenwort oder einer ähn-

lichen Beteuerung versprechen läßt, wird vom
Gericht wegen Übertretung mit strengem Arrest
von einer Woche bis zu sechs Monaten bestraft.
Neben der Freiheitsstrafe kann Geldstrafe bis zu
5000 S verhängt werden. Auch kann die Ab-
schaffung ausgesprochen werden. [Berücksichtigt
sind die hei § 5, Abs. (1), bezogenen Gesetze.]

Rechtsfolgen der Nichtigkeit eines wucherischen
Vertrages.

§ 7. Ist ein Vertrag nach den vorstehenden
Bestimmungen nichtig, so hat jeder der beiden
Teile alles zurückzustellen, was er aus dem nich-
tigen Geschäfte zu seinem Vorteil erhalten hat.
Insbesondere sind Geldzahlungen mit den gesetz-
lichen Zinsen vom Empfangstage zurückzu-
erstatten, die übergebenen Sachen zurückzustellen
oder deren Wert zur Zeit des Empfanges zu er-
setzen, die auf die Sache gemachten notwendigen
und nützlichen Verwendungen zu ersetzen und
für die Benützung und die Entwertung der
Sache in der Zwischenzeit eine angemessene Ver-
gütung zu leisten. Ergibt sich aus der Berechnung
der beiderseitigen Ansprüche ein Mehranspruch
für einen der Vertragsteile, so haftet hiefür die
für den vertragsmäßigen Anspruch erworbene
Sicherstellung.

Verfahrensbestimmungen.
§ 8. (1) Das Strafgericht hat auf Begehren des

Verletzten ein Geschäft, wegen dessen eine Ver-
urteilung wegen Wuchers erfolgt, als nichtig zu
erklären und, wenn die Ergebnisse des Strafver-
fahrens ausreichen, über die weiteren Rechtsfolgen
der Nichtigkeit zu erkennen.

(2) Reichen die Ergebnisse des Strafverfahrens
zum Erkenntnis über die Rechtsfolgen der Nich-
tigkeit des Geschäftes nicht aus, so erfolgt unter
Aufrechterhaltung der erworbenen Sicherstellung
die Verweisung auf den Zivilrechtsweg, der in
diesem Falle sowohl dem Privatbeteiligten als
auch dem Angeklagten offen steht.

§ 9. (1) Auf Ersuchen des Strafgerichtes, bei
dem ein Verfahren wegen Wuchers anhängig ist,
hat der Zivilrichter jederzeit mit dem den frag-
lichen Anspruch betreffenden Verfahren innezu-
halten.

(2) Wenn sich während eines zivilgerichtlichen
Verfahrens der Verdacht des Wuchers ergibt,
kann das Gericht den Rechtsstreit (§ 191, ZPO.)
oder die Exekution bis zum Abschlusse des Straf-
verfahrens unterbrechen. Nach Ermessen des Ge-
richtes kann während der Unterbrechung eine
einstweilige Verfügung oder, wenn ein Exeku-
tionstitel vorliegt, die Exekution zur Sicherstel-
lung zugunsten des Anspruches bewilligt werden.

§ 10. Die Bestimmungen der §§1 ,7 und 9 sind
auch auf Geschäfte anzuwenden, die vor Beginn
der Wirksamkeit dieses Gesetzes zustande gekom-
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men sind, es sei denn, daß die aus diesen Ge-
schäften entstandenen Ansprüche vor diesem Zeit-
punkt erfüllt oder durch eine gerichtliche Ent -
scheidung oder einen anderen Exekutionstitel fest-
gestellt worden sind.

Beginn der Wi rksamke i t des Gesetzes.

§ 11 . (1) Dieses Gesetz ist am 20. Oktober 1914
in Wirksamkeit getreten. Mit dem gleichen Tage
hat das Gesetz vom 28. Mai 1881, R . G . B l .
N r . 47, betreffend Abhilfe wider unredliche Vor-
gänge bei Kreditgeschäften, seine Geltung ver-
loren.

(2) Mi t der Vollziehung ist das Bundesmini-
sterium für Justiz betraut.

(3) [§ 3, Z. 4, und § 4, Z. 2, des Gesetzes sind
durch § 5, Abs. (3), der Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes zur Änderung des Reichs-
strafgesetzbuchs vom 24. September 1941,
Deutsches R. G. Bl. I S. 581, aufgehoben worden
und zufolge § 1, Z. 2, des Gesetzes vom 16. No-
vember 1945, St. G. Bl. Nr. 235, über die Wieder-
herstellung österreichischer Rechtsvorschriften in
strafrechtlichen und strafverfahrensrechtlichen
Nebengesetzen wieder in Kraft getreten.]

2 7 2 . Kundmachung der Bundesregierung
vom 10. November 1949 über die Wieder-
verlautbarung des Jugendgerichtsgesetzes.

Artikel I.
(1) Auf Grund des Wiederverlautbarungs-

gesetzes vom 12. Juni 1947, B.G.Bl. Nr. 114,
werden in der Anlage die Bestimmungen des
Bundesgesetzes vom 18. Juli 1928, B.G.Bl.
Nr. 234, über die Behandlung junger Rechts-
brecher (Jugendgerichtsgesetz) unter Berücksich-
tigung der Änderungen und Ergänzungen ver-
lautbart, die sich aus dem Bundesgesetz vom
14. März 1929, B.G.Bl. Nr. 124, womit einige
Bestimmungen der Strafprozeßordnung und des
Jugendgerichtsgesetzes abgeändert werden (Straf-
prozeßnovelle vom Jahre 1929), der Verordnung
vom 26. Jänner 1934, B.G.Bl. I Nr. 61, be-
treffend weitere Maßnahmen für das Verfahren
vor den Geschwornengerichten (1. Strafprozeß-
novelle vom Jahre 1934), dem Bundesgesetz vom
19. Juni 1934, B. G. Bl. II Nr. 77, über die Wieder-
einführung der Todesstrafe im ordentlichen Ver-
fahren und die Umgestaltung der Geschwornen-
gerichte (Strafrechtsänderungsgesetz 1934), dem
Bundesgesetz, B.G.Bl. Nr. 548/1935, betreffend
die Änderung der Gewerbeordnung, des Kund-
machungspatentes und anderer einschlägiger Vor-
schriften (Gewerbeordnungsnovelle 1935), der
Verordnung über die Einführung des deutschen
Waffenrechts im Lande Österreich vom 3. Fe-
bruar 1939, Deutsches R.G.Bl, I S. 213, der

Verordnung über Jugendwohlfahrt in der Ost-
mark vom 20. März 1940, Deutsches R.G.Bl. I
S. 519, dem Gesetz vom 12. Juni 1945, St. G. Bl.
Nr. 25, über die Wiederherstellung des öster-
reichischen Strafrechtes, der Kundmachung des
Staatsamtes für Justiz vom 24. Juli 1945 über
die Wiederverlautbarung der österreichischen
Strafprozeßordnung (Österreichische Strafprozeß-
ordnung 1945, A. Slg. Nr. 1), der Kundmachung
des Staatsamtes für Justiz vom 3. November
1945 über die Wiederverlautbarung des öster-
reichischen Strafgesetzes (Österreichisches Straf-
gesetz 1945, A. Slg. Nr. 2), der Verordnung des
Staatsamtes für Justiz vom 9. August 1945,
St. G.Bl. Nr. 122, über die örtliche und sachliche
Zuständigkeit der Bezirksgerichte in Wien, der
Verordnung des Staatsamtes für Justiz vom
18. September 1945, St.G.Bl. Nr. 175, betreffend
die Gerichtseinteilung für das Burgenland, und
dem Bundesgesetz vom 13. Juni 1946, B.G.Bl.
Nr. 135, über die Bildung der Schöffenlisten
(Schöffenlistengesetz) ergeben.

(2) Das wiederverlautbarte Gesetz ist als
„Jugendgerichtsgesetz 1949" zu bezeichnen.

Artikel II.

Als Tag der Herausgabe wird der Tag der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt festgestellt.

Figl Schärf Helmer Tschadek
Hurdes Maisel Margarétha Kraus

Kolb Waldbrunner Gruber

Anlage.

Jugendgerichtsgesetz 1949.
§ 1. In diesem Gesetze werden Personen, die

das 14. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben,
Unmündige und Personen, die zwar das 14.,
aber noch nicht das 18. Lebensjahr zurückgelegt
haben, Jugendliche genannt.

I. Erziehungsmaßregeln.

§ 2. (1) Begeht ein noch nicht Achtzehnjähriger
eine mit Strafe bedrohte Handlung und hängt
das damit zusammen, daß es ihm an der nötigen
Erziehung fehlt, so trifft das Gericht, unabhängig
davon, ob er bestraft wird oder nicht, die zur
Abhilfe erforderlichen, den Umständen angemes-
senen vormundschaftsbehördlichen Verfügungen
(§§ 177, 178, 178 a, 217, 254 ABGB.). Es kann
ihn unter anderm unter Erziehungsaufsicht
stellen, der Fürsorgeerziehung überweisen oder
in eine Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige
verweisen. Es kann ferner, wenn die Durchführ-
barkeit einer solchen Anordnung und insbesondere
die Deckung der dadurch entstehenden Kosten
sichergestellt ist, anordnen, daß er in einer
Familie, einem Jugendheim oder einer anderen
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Anstalt untergebracht werde. (Verordnung über
Jugendwohlfahrt in der Ostmark vom 20. März
1940, Deutsches R. G.Bl. I S. 519.)

(2) Bevor das Gericht über die anzuwendenden
Erziehungsmaßregeln endgültig entscheidet, hat
es mit dem Jugendamt oder der Stelle für
Jugendgerichtshilfe, in deren Tätigkeitsgebiet der
Unmündige oder Jugendliche seinen Wohnsitz
oder Aufenthalt hat, das Einvernehmen zu
pflegen. Übernimmt das Jugendamt oder die
Jugendgerichtshilfe die Fürsorge und die Auf-
sicht über die Person des Unmündigen oder
Jugendlichen, so kann sich das Gericht darauf
beschränken, die den Umständen angemessenen
familienrechtlichen Verfügungen zu treffen, und
die weiteren Vorkehrungen dem Jugendamte oder
der Jugendgerichtshilfe überlassen.

(3) Die Entscheidung des Gerichtes kann jeder-
zeit geändert werden. Bestimmt das Gesetz oder
das Gericht nichts anderes, so gelten die getrof-
fenen Verfügungen bis zur Volljährigkeit.

§ 3. Für die einer Anstaltserziehung bedürf-
tigen unmündigen u n d jugendlichen Rechtsbrecher,
die in den bestehenden Landes-, Gemeinde- oder
Privatanstalten nicht untergebracht oder nicht
behalten werden können oder deren Unterbr in-
gung in diesen Anstalten das Gericht aus beson-
deren Gründen nicht für zweckmäßig hält, er-
richtet und erhält der Bund eine oder mehrere.
Bundesanstalten für Erziehungsbedürftige. Diese
Anstalten unterstehen dem Bundesministerium
für Justiz.

§ 4. (1) In diesen Anstalten erhalten die Zög-
linge Wohnung, Kleidung, N a h r u n g und Unter -
richt. Sie werden zu einem ihren Fähigkeiten und,
wenn möglich, auch ihrer bisherigen Tät igkei t
entsprechenden und ihrem künftigen Fortkommen
dienlichen Beruf herangebildet.

(2) Sie sollen möglichst viel mi t Arbeiten im
Freien, namentlich mi t Ga r t en - u n d l andwi r t -
schaftlichen Arbeiten, beschäftigt werden.

(3) Sie werden in diesen Anstal ten so lange
angehalten, als es zu ihrer Erz iehung notwendig
ist, keinesfalls aber länger als bis zur Vol lendung
ihres 20. Lebensjahres.

§ 5. (1) Die Kosten der Verpflegung u n d Er -
ziehung, die mit der Beförderung des Zöglings
in die Ansta l t verbundenen Kosten und der auf
den einzelnen Zögling entfallende Antei l an den
Kosten der Verwa l tung der Anstal ten sind aus
dem Vermögen des Zöglings oder von seinen zum
Unterha l t verpflichteten Angehörigen nach Kräf-
ten zu ersetzen.

(2) Die Bemessung dieser Kosten wird durch
besondere Verordnungen geregelt. Übe r die Ver -
pflichtung zum Kostenersatz und dessen H ö h e
entscheidet das Vormundschaftsgericht im Ver-
fahren außer Streitsachen.

§ 6. (1) A m Sitze jedes Gerichtshofes erster
Instanz, in dessen Sprengel eine Bundesanstal t
für Erziehungsbedürft ige besteht, w i r d eine K o m -
mission bestellt, die die genaue Beobachtung der
Vorschriften über die Behandlung der Zöglinge
zu überwachen, zu diesem Zwecke mindestens
einmal in jedem Viertel jahr die Anstal t zu unter -
suchen u n d auf die Beseitigung der dabei w a h r -
genommenen oder durch Beschwerden der Zög-
linge zu ihrer Kenntn i s gelangten Ans tände h in-
zuwirken hat. (Artikel XIII, Z. 1, des Straf -
rechtsänderungsgesetzes 1934, B. G. Bl. II Nr. 77.)

(2) Die Kommission besteht aus fünf Mit-
gliedern; diese bestellt das Bundesministerium
für Justiz. Sie werden durch Handschlag ver-
pflichtet, ihre Obliegenheiten gewissenhaft zu er-
füllen. Ihr A m t ist ein Ehrenamt.

§ 7. (1) Nach anderthalbjährigem Aufenthalt in
der Anstalt kann der Anstaltsleiter den Zögling
in einer vertrauenswürdigen Familie erziehen
lassen, in eine andere Erziehungsanstalt abgeben
oder in einem Beruf oder Gewerbe unterbringen,
drei Jahre nach der Aufnahme kann er ihn ent-
lassen.

(2) Mit Genehmigung der Kommission (§ 6)
können diese Maßregeln auch schon früher ge-
troffen werden.

(3) Die Kommission kann sie widerrufen, so-
lange der Zögling das 20. Lebensjahr noch nicht
zurückgelegt hat . Bis dah in bleibt der Zögling,
auch wenn er entlassen ist, unter der Aufsicht
des Anstaltsleiters.

(4) Verursacht eine der im ersten Absatz er-
wähnten Maßregeln Kosten, die nicht aus dem
Vermögen des Zöglings oder von seinen zu r G e -
währung des Unterhal tes verpflichteten Ange-
hörigen ersetzt werden können, so ist dazu die
Genehmigung des Bundesministeriums für Just iz
einzuholen.

§ 8. Wer vorsätzlich einen unmündigen oder
jugendlichen Rechtsbrecher einer vom Gericht oder
J u g e n d a m t angeordneten Erziehungsmaßregel
(§ 2) entzieht oder ihn verleitet, sich einer solchen
Maßregel zu entziehen, oder ihm dazu Hi l fe
leistet, wi rd , wenn die H a n d l u n g nicht nach einer
anderen Best immung strenger s trafbar ist, wegen
Über t re tung vom Gericht mit Arrest von einer
Woche bis zu sechs Monaten bestraft . [Durch § 4,
Abs. (2), der Verordnung zur Durchführung und
Ergänzung der Verordnung über Jugendwohl -
fahrt vom 31. Oktober 1940, Deutsches
R. G. Bl. I S. 1461, aufgehoben und zufolge § 2,
Abs. (1), des Gesetzes vom 12. Juni 1945,
St. G. Bl. Nr. 25, wieder in Kraft getreten.]

II. Strafrechtliche Bestimmungen.

§ 9. Unmündige, die eine mit Strafe bedrohte
Handlung begehen, sind nicht strafbar.
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§ 10. Jugendliche, die eine mit Strafe bedrohte
Handlung begehen, sind nicht strafbar, wenn sie
aus besonderen Gründen noch nicht reif genug
sind, das Unrechtmäßige der Tat einzusehen
oder nach dieser Einsicht zu handeln.

§ 11. (1) Für die Ahndung strafbarer Hand-
lungen, die von schuldfähigen Jugendlichen be-
gangen werden, gelten folgende Sondervor-
schriften:

1. Statt auf schweren Kerker oder Kerker ist
auf strengen Arrest zu erkennen.

2. Statt auf Todesstrafe oder lebenslange Frei-
heitsstrafe ist auf Freiheitsstrafe bis zu zehn
Jahren zu erkennen. Das Höchstmaß aller zei-
tigen Freiheitsstrafen wird auf die Hälfte herab-
gesetzt. (Artikel XIII, Z. 2, des Strafrechts-
änderungsgesetzes 1934, B. G. Bl. II Nr. 77.)

3. Die nach dem Strafgesetz oder kraft anderer
gesetzlicher Vorschriften mit einer Verurteilung
verbundenen nachteiligen Folgen treten nicht ein.

4. Die Tilgungsfrist beträgt bei Verbrechen fünf
Jahre, bei anderen strafbaren Handlungen drei
Jahre.

5. Gegen einen Jugendlichen darf auf Zulässig-
keit der Stellung unter Polizeiaufsicht nicht er-
kannt werden.

6. Von der Landesverweisung oder Abschaffung
ist, auch wenn sie zwingend vorgeschrieben ist,
abzusehen, wenn die Entfernung des Jugendlichen
aus seinem bisherigen Aufenthaltsorte mit der
Gefahr seiner Verwahrlosung verbunden wäre.

(2) Die Verjährungszeit wird durch diese Vor-
schriften nicht geändert.

§ 12. (1) Wäre gegen einen Jugendlichen auf
eine längere Freiheitsstrafe zu erkennen und läßt
sich die zur Wandlung seiner Gemütsart und zur
Überwindung seiner schädlichen Neigungen er-
forderliche Strafdauer nicht einmal annäherungs-
weise vorher bestimmen, so kann das Gericht an-
ordnen, daß die Strafe innerhalb eines zu bestim-
menden Mindest- und Höchstmaßes so lange zu
dauern habe, bis der Strafzweck erreicht ist. Das
Mindest- und das Höchstmaß dürfen den durch
das außerordentliche Milderungsrecht erweiterten
gesetzlichen Strafrahmen nicht überschreiten.

(2) Statt eine geringe Geld- oder Freiheitsstrafe
über einen Jugendlichen zu verhängen, kann ihn
das Gericht der Zucht der erziehungsberechtigten
Personen oder der Schule überweisen, wenn zu
erwarten ist, daß die Zuchtberechtigten von ihrem
Recht auf verständige und wirksame Art Ge-
brauch machen werden.

(3) In besonders leichten Fällen kann sich das
Gericht auch damit begnügen, dem Jugendlichen
eine Ermahnung zu erteilen.

§ 13. (1) Wenn anzunehmen ist, daß der Aus-
spruch und die Vollstreckung der über einen

Jugendlichen zu verhängenden Geld- oder Frei-
heitsstrafe ohne Nachteil für die Rechtsordnung
und für ihn selbst unterbleiben oder durch die
im zweiten Absatz angeführten oder andere in
der Macht des Gerichtes stehende Verfügungen
(§ 2) ersetzt werden kann, hat das Gericht den
Ausspruch über die verwirkte Geld- oder Frei-
heitsstrafe vorläufig für eine von ihm zu bestim-
mende Probezeit von einem bis zu fünf Jahren
aufzuschieben. Die Probezeit beginnt mit der
Rechtskraft des Urteils.

(2) Das Gericht kann dem schuldig erkannten
Jugendlichen für die Probezeit Weisungen er-
teilen, die geeignet sind, ihn vor dem Rückfall
zu bewahren. (§ 2 des Gesetzes vom 23. Juli
1920, St. G.Bl. Nr. 373.) Es kann diese Wei-
sungen in der Probezeit abändern und die Probe-
zeit, solange das Höchstmaß nicht erschöpft ist,
nachträglich verlängern. Es kann ihn ferner für
die Probezeit unter Schutzaufsicht stellen.

(3) Zeigt sich innerhalb der Probezeit, daß die
Besserung durch andere Maßregeln nicht erzielt
werden kann, so ist die Strafe auszusprechen und
zu vollziehen. Wird die Strafe nicht spätestens
drei Monate nach Ablauf der Probezeit oder nach
Beendigung eines bei Ablauf der Probezeit gegen
den schuldig Erkannten anhängigen Strafverfah-
rens ausgesprochen oder, wenn der schuldig Er-
kannte binnen dieser Frist nicht vor Gericht ge-
stellt werden kann, spätestens drei Monate, nach-
dem das Hindernis weggefallen ist, so ist der
Schuldspruch für getilgt zu erklären. Die Wirk-
samkeit der mit dem Schuldspruch in Verbindung
stehenden vormundschaftsbehördlichen Verfügun-
gen (§ 2) wird dadurch nicht berührt.

§ 14. (1) Zöglinge, die in einer Bundesanstalt
für Erziehungsbedürftige oder in einer Besserungs-
anstalt, und jugendliche Gefangene, die zur Ver-
büßung einer Freiheitsstrafe in einer Strafanstalt
oder in einem gerichtlichen Gefangenhaus ange-
halten werden, unterliegen wegen der von ihnen
während der Anhaltung begangenen Vergehen
und Übertretungen der Disziplinarstrafgewalt des
Vorstandes der Anstalt oder des Gerichtsvor-
stehers.

(2) Ein Strafverfahren ist nur einzuleiten,
wenn die Zeit bis zu ihrer Entlassung zur Voll-
streckung einer dem Verschulden angemessenen
Disziplinarstrafe nicht ausreicht oder wenn die
T a t erst nach ihrer Entlassung bekannt wird.

III . Bestimmungen über die Gerichtsverfassung
und das Verfahren.

1. A l l g e m e i n e V o r s c h r i f t e n .

§ 15. (1) Für den Sprengel des Landesgerichtes
für Zivilrechtssachen in Wien wird ein selbstän-
diger Jugendgerichtshof errichtet. Dieser Gerichts-
hof ist berufen;
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1. a) zur Ausübung der in der Jurisdiktions-
norm den Gerichtshöfen erster Instanz über-
tragenen Vormundschaftsgerichtsbarkeit über
Personen, die zu Beginn des Verfahrens
noch nicht 18 Jahre alt sind und denen es
an der nötigen Erziehung fehlt;

b) zur Ausübung der nach der Strafprozeß-
ordnung den Gerichtshöfen erster Instanz
zustehenden Strafgerichtsbarkeit über Per-
sonen, die zur Zeit der Einleitung des Ver-
fahrens noch nicht 18 Jahre alt sind;

2. für die Sprengel der in "Wien gelegenen
Bezirksgerichte

a) zur Ausübung der den Bezirksgerichten
übertragenen Vormundschaftsgerichtsbarkeit
über Personen, die zu Beginn des Verfah-
rens noch nicht 18 Jahre alt sind und denen
es an der nötigen Erziehung fehlt;

b) zur Ausübung der den Bezirksgerichten zu-
kommenden Strafgerichtsbarkeit über Per-
sonen, die zur Zeit der Einleitung des Ver-
fahrens noch nicht 18 Jahre alt sind. (Ver-
ordnung vom 9. August 1945, St. G. Bl.
Nr. 122.)

(2) Das Verfahren richtet sich in den Fällen
der Z . 1 nach den für die Gerichtshöfe erster
Ins tanz, in den Fällen der Z . 2 nach den für die
Bezirksgerichte geltenden Vorschriften. (Artikel

Xlll, 2 . 3, des Strafrechtsänderungsgesetzes 1934,

B. C . Bl. II Nr. 77.)

(3) (Gegenstandslos zufolge der Verordnung

vom 18. September 1945, St. G.Bl. Nr. 175,

betreffend die Gerichtseinteilung für das Burgen-

land.)

§ 16. (1) Das Bundesministerium für Justiz kann
verordnen, daß innerhalb bestimmter Gebiete
die den Bezirksgerichten übertragene Vormund-
schaftsgerichtsbarkeit über Personen, die zu Be-
ginn des gerichtlichen Verfahrens noch nicht
18 Jahre alt sind und denen es an der nötigen
Erziehung fehlt, nur von einem der Bezirks-
gerichte ausgeübt werden soll, die in diesem Ge-
biet ihren Sitz haben. Es kann zur Ausübung die-
ser Gerichtsbarkeit auch besondere Jugendbezirks-
gerichte errichten. Gehören die so vereinigten Be-
zirksgerichtssprengel zu den Sprengein verschie-
dener Gerichtshöfe erster Instanz, so kann es die
Vormundschaftsgerichtsbarkeit zweiter Instanz
einem dieser Gerichtshöfe ausschließlich über-
tragen.

(2) Das Bundesministerium für Justiz kann
durch Verordnung den die Vormundschafts-
gerichtsbarkeit ausübenden Gerichten für den-
selben Sprengel auch die Strafgerichtsbarkeit in
Übertretungssachen Jugendlicher übertragen. Steht
dem Gerichtshof, der dem Jugendbezirksgericht
oder dem mit der Vormundschaftsgerichtsbarkeit
betrauten allgemeinen Bezirksgericht übergeordnet

ist, die Gerichtsbarkeit in Strafsachen nicht zu, so
hat die Verordnung an seiner Stelle einen Straf-
gerichtshof zur Ausübung dieser Gerichtsbarkeit
zu berufen.

(3) Das Bundesministerium für Justiz kann fer-
ner durch Verordnung den die Strafgerichtsbar-
keit in Übertretungssachen Jugendlicher ausüben-
den Gerichten auch die Gerichtsbarkeit über alle
Übertretungen oder bestimmte Arten von Über-
tretungen übertragen, die von Erwachsenen be-
gangen und durch die unmündige oder jugendliche
Person verletzt oder gefährdet worden sind.

§ 17. (1) Ist der Strafrichter nicht zugleich der
Vormundschaftsrichter, so hat er diesen von der
Einleitung eines Strafverfahrens gegen einen Ju-
gendlichen, von den von ihm getroffenen vor-
mundschaftsbehördlichen Verfügungen und von
der Entscheidung in der Sache selbst zu benach-
richtigen.

(2) Erfährt der Vormundschaftsrichter aus den
ihm zukommenden Mitteilungen oder auf andere
Weise, daß gegen denselben Jugendlichen bei ver-
schiedenen Gerichten ein Strafverfahren anhängig
ist, so hat er die beteiligten Gerichte davon zu
benachrichtigen.

§ 18. Hat ein noch nicht Achtzehnjähriger eine
mit Strafe bedrohte Handlung begangen, deren
Aburteilung nicht den Gerichten zugewiesen ist,
und ergibt sich, daß es ihm an der nötigen Er-
ziehung fehlt, so hat die Behörde, der die Ahn-
dung zusteht, den Vormundschaftsrichter zu be-
nachrichtigen.

§ 19. Alle Gerichte können sich in Angelegen-
heiten, in denen Interessen unmündiger oder
jugendlicher Personen in Frage kommen, der Mit-
hilfe geeigneter Körperschaften, Gesellschaften
und Personen bedienen, die in der Jugendfür-
sorge tätig sind und sich für eine solche Mitarbeit
zur Verfügung stellen (Jugendgerichtshilfe).

2. V o r s c h r i f t e n ü b e r das S t r a f v e r -
f a h r e n .

§ 20. (1) Soweit sich aus diesem Gesetz nichts
anderes ergibt, gelten für das Strafverfahren in
Jugendsachen die allgemeinen Vorschriften.

(2) Die Sonderbestimmungen über das Strafver-
fahren in Jugendsachen finden Anwendung, wenn
der Beschuldigte zur Zeit der Einleitung des Ver-
fahrens das 18. Lebensjahr noch nicht zurück-
gelegt hat. Ist aber das Urteil erster Instanz zu
der Zeit, wo er das 21. Lebensjahr vollendet,
noch nicht gefällt, so kann das Gericht beschließen,
daß das Verfahren nach den allgemeinen Vor-
schriften von dem danach zuständigen Gericht zu
Ende zu führen sei.

§ 21. (1) Über Anklagen gegen Jugendliche, die
nach Artikel VI des Einführungsgesetzes zur
Strafprozeßordnung vor das Schwurgericht ge-
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hören würden, entscheidet das Schöffengericht.
(Artikel XIII, 2. 4, des Strafrechtsänderungs-
gesetzes 1934, B. G. Bl. II Nr. 77.)

(2) Das Schöffengericht entscheidet ferner in
Jugendsachen und in den im § 16, Abs. (3), be-
zeichneten Übertretungssachen Erwachsener über
alle nicht bloß die Entscheidung über privatrecht-
liche Ansprüche betreffenden Berufungen gegen
Urteile und über Beschwerden gegen solche Be-
schlüsse der Bezirksgerichte, die eine die Person
des Jugendlichen betreffende Maßregel anordnen
oder ablehnen.

(3) Die Gerichtshöfe zweiter Instanz entscheiden
in Jugendsachen über alle nicht bloß die Ent-
scheidung über privatrechtliche Ansprüche be-
treffenden Berufungen und über Beschwerden
gegen solche Beschlüsse, die eine die Person des
Jugendlichen betreffende Maßregel anordnen oder
ablehnen, in Versammlungen von zwei Richtern
und drei Schöffen.

(4) Die Schöffen üben dabei auch außerhalb der
Hauptverhandlung das Richteramt im vollen Um-
fang aus. Doch können sie im Rechtsmittelver-
fahren nicht zu Berichterstattern bestellt werden.

§ 22. (1) [Erster Satz gegenstandslos zufolge
des Bundesgesetzes vom 13. Juni 1946, B. G. Bl.
Nr. 135, über die Bildung der Schöffenlisten

(Schöffenlistengesetz).] Jedem Schöffengericht, das
in Jugendsachen zu entscheiden hat, muß eine im
Lehrberuf und soll eine in der Jugendfürsorge
tätige oder tätig gewesene Person angehören. Ist
ein Mädchen angeklagt, so soll dem Schöffen-
gericht eine Frau angehören.

[Abs. (2), (3) und (4) gegenstandslos zufolge
des Bundesgesetzes vom 13. Juni 1946, B. G. Bl.
Nr. 135, über die Bildung der Schöffenlisten
(Schöffenlistengesetz).]

§ 23. (1) Für das Strafverfahren gegen Jugend-
liche ist das Gericht, in dessen Sprengel der Be-
schuldigte seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat,
auch dann zuständig, wenn die Anzeige nicht bei
diesem Gericht gemacht wird. Wi rd die Vor-
mundschaft über den Jugendlichen oder die Für-
sorge und die Aufsicht über seine Person bei
einem anderen für das Strafverfahren sachlich
zuständigen Gericht geführt, so ist auch dieses
Gericht örtlich zuständig.

(2) Sind mehrere Gerichte örtlich zuständig, so
soll das Strafverfahren, wenn nicht besondere
Gründe eine Ausnahme rechtfertigen, bei dem Ge-
richt geführt werden, dem die vormundschafts-
behördliche Fürsorge und Aufsicht über die Per-
son des Jugendlichen zusteht oder übertragen
worden ist, und falls dieses Gericht sachlich un-
zuständig ist, das Gericht, in dessen Sprengel der
Beschuldigte seinen Wohnsitz oder Aufenthalt hat.

§ 24. [Aufgehoben durch Artikel II des Bundes-
gesetzes vom 14. März 1929, B. G. Bl. Nr. 124,
womit einige Bestimmungen der Strafprozeßord-

nung und des Jugendgerichtsgesetzes abgeändert
werden (Strafprozeßnovelle vom Jahre 1929).]

§ 25. (1) Die im § 2 erwähnten Verfügungen
über erziehungsbedürftige Unmündige oder Ju -
gendliche hat das Strafgericht, sofern es über-
haupt mit der Sache befaßt und solange das
Strafverfahren nicht beendigt oder im Falle eines
Strafurteils die Strafe nicht vollzogen oder nach-
gelassen ist, auch dann zu treffen, wenn es nicht
zugleich das Vormundschaftsgericht ist.

(2) H a t das Straf- oder Vormundschaftsgericht
den Unmündigen oder Jugendlichen in eine
Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige ver-
wiesen, so obliegt die Vollziehung dem Leiter
der Anstalt und der für diese Anstalt bestellten
Kommission. H a t ein Jugendamt oder eine Stelle
für Jugendgerichtshilfe die Fürsorge und die Auf-
sicht über die Person des Unmündigen oder
Jugendlichen übernommen und das Gericht die
weiteren Vorkehrungen dem Jugendamt oder der
Jugendgerichtshilfe überlassen, so haben diese
Stellen die von ihnen getroffenen Verfügungen
dem Gericht anzuzeigen und ihm davon Mit-
teilung zu machen, wenn sie den Unmündigen
oder Jugendlichen aus ihrer Fürsorge und Auf-
sicht entlassen.

(3) Das Gericht, das eine Verfügung getroffen
hat, ha t ihre Durchführung zu überwachen.

§ 26. Sind vormundschaftsbehördliche Ver-
fügungen dringend geboten, so kann sie das Straf-
gericht auch schon treffen, bevor es über die
Strafbarkeit entscheidet. In einem solchen Falle
hat sich das Gericht zugleich mit der Entscheidung
in der Sache selbst darüber auszusprechen, ob
die getroffene vorläufige Verfügung bestätigt, ab-
geändert, aufgehoben oder durch andere M a ß -
regeln ersetzt oder ergänzt wird.

§ 27. (1) Zu Strafrichtern in Jugendsachen
dürfen nur Richter bestellt werden, die sich durch
pädagogisches Verständnis auszeichnen. Sie sollen
vorher in Vormundschaftssachen tätig gewesen
sein und womöglich in Psychologie, Psychiatrie
oder Pädagogik wissenschaftlichen Unterricht ge-
nossen haben.

(2) Ü b t das Strafgericht zugleich Vormund-
schaftsgerichtsbarkeit aus, so sollen das Straf-
richteramt und die Ausübung der Vormund-
schaftsgerichtsbarkeit denselben Richtern über-
tragen werden.

§ 28. Bei den Staatsanwaltschaften soll die Be-
arbeitung aller Jugendsachen tunlichst demselben
Beamten übertragen werden.

§ 29. (1) Privatanklagen gegen Jugendliche sind
unzulässig. Strafbare Handlungen, die sonst nur
auf Begehren eines Beteiligten verfolgt werden
können, hat auf Antrag des Verletzten der
Staatsanwalt zu verfolgen, wenn das aus päd-
agogischen Gründen oder um berechtigter, über
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das Vergeltungsbedürfnis hinausgehender Inter-
essen des Verletzten willen geboten ist. Der An-
trag kann nur binnen der Frist, die zur Er-
hebung der Privatanklage offenstünde, gestellt
werden.

(2) Der Privatbeteiligte ist nicht berechtigt,
statt des Staatsanwaltes die öffentliche Anklage
gegen Jugendliche zu erheben.

§ 30. Der Staatsanwalt kann von der Ver-
folgung eines Jugendlichen, der nur eine gering-
fügige strafbare Handlung begangen hat, ab-
sehen, wenn die etwa erforderlichen vormund-
schaftsbehördlichen Verfügungen schon getroffen
und weitere Maßnahmen nicht nötig sind oder
wenn anzunehmen ist, daß das Gericht dem
Jugendlichen nur eine Ermahnung erteilen würde.

§ 31. Sind an einer strafbaren Handlung
jugendliche und erwachsene Personen beteiligt,
so ist das Strafverfahren gegen die jugendlichen
abgesondert zu führen.

§ 32. Im Strafverfahren gegen einen Jugend-
lichen sind seine Lebensverhältnisse sowie alle
Umstände zu erforschen, die zur Beurteilung
seiner körperlichen und geistigen Eigenart dienen
können. In zweifelhaften Fällen soll der Jugend-
liche ärztlich untersucht werden.

§ 33. (1) In allen Abschnitten des Verfahrens
soll das Gericht die Jugendämter und die Jugend-
gerichtshilfe (§ 19) zur Mitarbeit heranziehen.

(2) Das Gericht kann diese Organe insbesondere
damit betrauen,- die persönlichen Verhältnisse des
Jugendlichen zu erheben, ihn zu beaufsichtigen,
die Einhaltung der ihm erteilten Weisungen zu
überwachen, den Erfolg der angeordneten vor-
mundschaftsbehördlichen Verfügungen zu beob-
achten und dem Jugendlichen im gerichtlichen
Verfahren Beistand zu leisten.

(3) Die näheren Bestimmungen werden durch
Verordnung getroffen.

§ 34. (1) Einem jugendlichen Beschuldigten ist,
wenn für seine Verteidigung nicht anderweitig ge-
sorgt ist, von Amts wegen ein Verteidiger oder,
wenn er nach seinen dem Gericht bekannten
Verhältnissen nicht imstande ist, die Verteidi-
gungskosten aus eigenem zu tragen, ein Armen-
vertreter zu bestellen:

1. im Verfahren wegen eines Verbrechens oder
Vergehens für das ganze Verfahren;

2. in Übertretungsfällen: für die Haup tve r -
handlung und das sich anschließende Rechtsmittel-
verfahren, wenn der gesetzliche Vertreter an der
strafbaren Hand lung beteiligt ist oder wenn es
wegen der geringeren geistigen Entwicklung des
Beschuldigten oder aus anderen wichtigen Grün-
den notwendig oder zweckmäßig ist; ferner zur
W ä h r u n g der Rechte des Jugendlichen bei Ver-
hängung der Haf t , wenn der gesetzliche Ver-

treter dem Jugendlichen im Verfahren nicht bei-
stehen kann.

(2) Zur Verteidigung in Übertretungsfällen kön-
nen, wenn die Bestellung eines in die Verteidiger-
liste eingetragenen Verteidigers oder eines bei Ge-
richt angestellten, zum Richteramt befähigten
Beamten nicht tunlich ist, auch andere geeignete
Personen berufen werden, die zur Übernahme
der Verteidigung bereit sind.

(3) Ein von einem Schöffengericht in erster In-
stanz gefälltes Urteil , das einen Jugendlichen
schuldig spricht, ist nichtig, wenn er in der H a u p t -
verhandlung keinen Verteidiger hat te .

§ 35. (1) Das Recht, bei bestimmten Amts-
handlungen anwesend zu sein, Tatsachen vorzu-
bringen und Fragen und Anträge zu stellen, steht
neben dem Beschuldigten auch seinem gesetzlichen
Vertreter zu. Die Anklageschrift und gerichtliche
Entscheidungen, mit denen der Jugendliche einer
strafbaren H a n d l u n g schuldig gesprochen, die
Strafe bestimmt, die H a f t über ihn verhängt oder
eine in seine persönliche Freiheit eingreifende vor-
mundschaftsbehördliche Maßregel angeordnet oder
bestätigt wird, sind dem gesetzlichen Vertreter,
wenn seine Person und sein Aufenthalt bekannt
und dieser im Inland gelegen ist, auf dieselbe
Weise bekanntzumachen, wie dem Jugendlichen
selbst. Unter denselben Voraussetzungen ist der
gesetzliche Vertreter auch von der Anordnung
einer mündlichen Verhandlung zu benachrichtigen.

(2) D e r gesetzliche Ver t re te r ist befugt, für den
Jugendlichen auch gegen dessen Wil len Einspruch
gegen die Anklageschrift zu erheben u n d alle
Rechtsmittel zu ergreifen, die das Gesetz diesem
gewährt . Die Frist zur Erhebung läuft für den
gesetzlichen Vertreter, wenn ihm die Entscheidung
bekanntzumachen war, von dem Tage, an dem sie
ihm eröffnet wird, sonst von demselben Tage,
an dem die Frist für den Jugendlichen beginnt.

(3) Ist der gesetzliche Vertreter der Beteiligung
an der strafbaren H a n d l u n g des Jugendlichen
verdächtig oder überwiesen oder kann er dem
Jugendlichen aus anderen Gründen im Verfahren
nicht beistehen, so stehen die Rechte des gesetz-
lichen Vertreters dem Verteidiger des Jugend-
lichen zu.

§ 36. (1) Über Jugendliche ist die Verwahrungs-
und die Untersuchungshaft nur zu verhängen,
wenn deren Zweck nicht durch andere Maßregeln,
insbesondere durch Unterbr ingung in einer An-
stalt oder in einer vertrauenswürdigen Familie,
erreicht werden kann .

(2) M u ß die H a f t verhängt werden, so ist sie
womöglich in einer besonderen Abteilung des Ge-
richtsgefängnisses zu vollziehen.

(3) Von der Verwahrung in Einzelhaft ist ab -
zusehen, wenn davon ein Nachteil für den jugend-
lichen Verhafteten zu besorgen wäre und der
Verhaftete ohne Gefahr für seine Mitgefangenen
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mit anderen gemeinsam verwahrt werden kann.
Jugendliche Untersuchungsgefangene sind, soweit
nicht wegen ihres körperlichen oder geistigen Zu-
standes eine Ausnahme geboten ist, von erwach-
senen abzusondern und jedenfalls von solchen Ge-
fangenen getrennt zu halten, von denen ein schäd-
licher Einfluß zu befürchten ist.

(4) Während der Haft ist der Jugendliche zu
beschäftigen und zu unterrichten.

§ 37. (1) Die §§ 427, 455, Abs. (3), 458, Abs.
(2) und (3), 459, Satz 2 und 3, 460 bis 462 und
478 StPO. finden im Verfahren gegen Jugend-
liche keine Anwendung. Ein trotz Ausbleibens
des Jugendlichen von der Hauptverhandlung ge-
fälltes Urteil ist nichtig.

(2) Der Untersuchungsrichter ist von der Mit-
wirkung und Entscheidung in der Haup tve rhand-
lung nur dann ausgeschlossen, wenn der Be-
schuldigte spätestens bei Beginn der H a u p t v e r -
handlung seiner Mitwirkung widerspricht.

(3) In Übertretungsfällen kann ein Gerichtstag
zur öffentlichen Verhandlung über die Berufung
auch dann angeordnet werden, wenn die Berufung
nicht wegen vorliegender Nichtigkeitsgründe oder
wegen des Ausspruches über die Schuld, sondern
wegen des Ausspruches über die Strafe ergriffen
worden ist.

§ 38. Der O r t und die Zeit mündlicher Ver-
handlungen in Jugendsachen sind so zu bestim-
men, daß der Jugendliche nicht mit erwachsenen
Beschuldigten in Berührung kommt.

§ 39. In der Verhandlung kann der Richter
oder Vorsitzende den jugendlichen Beschuldigten
während einzelner Erörterungen, von denen ein
nachteiliger Einfluß auf ihn zu befürchten ist,
aus dem Sitzungssaal abtreten lassen. Haben sich
während seiner Abwesenheit neue Verdachtsgründe
wider ihn ergeben, so ist er darüber nach seinem
Wiedererscheinen zu vernehmen. Die übrigen in
seiner Abwesenheit gepflogenen Erörterungen sind
ihm nur mitzuteilen, wenn es zur Wahrun g seiner
Interessen erforderlich ist.

§ 40. (1) Die Öffentlichkeit der Verhandlung
ist von Amts wegen oder auf Ant rag auch aus-
zuschließen, wenn es durch das Interesse des Be-
schuldigten geboten ist. Das gilt auch für die Ver-
kündung des Urteils.

(2) Neben den im § 230 S tPO. genannten Per-
sonen können in diesem Falle auch die Eltern,
Pflegeeltern, der Vormund, der Lehrer und der
Arbeitgeber des Beschuldigten sowie Vertreter des
Jugendamtes und der Jugendgerichtshilfe der ge-
heimen Sitzung und der nichtöffentlichen Urteils-
verkündung beiwohnen. Das Gericht kann auch
anderen Personen den Zutr i t t gestatten.

(3) Diese Vorschriften finden in den nach § 16,
Abs. (3), den für Jugendsachen zuständigen Ge-
richten übertragenen Übertretungssachen Erwach-

sener dem Sinne nach Anwendung, wenn das
Interesse des verletzten oder gefährdeten U n -
mündigen oder Jugendlichen den Ausschluß der
Öffentlichkeit erheischt.

B e s o n d e r e V o r s c h r i f t e n z u d e n
§§ 12 u n d 13 d i e s e s G e s e t z e s .

§ 4 1 . (1) Die Anordnung, daß die Strafe inner-
halb eines zu bestimmenden Mindest- und Höchst-
maßes so lange zu dauern hat, bis der Straf-
zweck erreicht ist [§ 12, Abs. (1)] , kann, soweit
nicht der im § 281, Z. 11 , S tPO. erwähnte
Nichtigkeitsgrund vorliegt, mit Berufung ange-
fochten werden, und zwar zum Vorteil des Ver-
urteilten in jedem Fall, zu seinem Nachteil aber
nur dann, wenn das vom Gericht bestimmte
Mindestmaß ein J ah r oder das von ihm bestimmte
Höchstmaß die Hälf te des gesetzlichen Höchst-
maßes (§ 11) nicht erreicht. (Artikel VI der
1. Strafprozeßnovelle 1934, B. G. Bl. I Nr. 61.)

(2) Für die Berufung wegen des Ausspruches
über die Strafart oder wegen des mit einer un-
bestimmten Verurteilung etwa verbundenen Aus-
spruches über eine gesetzlich zulässige Neben-
strafe, über die Anrechnung der Verwahrungs-
und Untersuchungshaft und über das Ausmaß
einer für den Fall der Uneinbringlichkeit einer
Nebenstrafe am Vermögen verhängten Ersatz-
strafe gelten die allgemeinen Bestimmungen.

(3) Sobald der Verurteil te das vom Gericht be-
stimmte Mindestmaß der Freiheitsstrafe verbüßt
hat, kann er zur Probe entlassen werden, wenn
die übrigen in dem Gesetze vom 23. Juli 1920,
St. G. Bl. N r . 373, bestimmten Voraussetzungen
vorliegen.

(4) Die Probe dauert so lange, als die Strafe
noch dauern müßte, wenn sie bis zu dem vom
Gericht ausgesprochenen Höchstmaß vollzogen
würde, mindestens aber ein Jahr . Beträgt die
Frist weniger als fünf Jahre , so kann die
Strafvollzugsbehörde die Probezeit bis auf dieses
M a ß ausdehnen.

(5) Die Strafvollzugsbehörde k a n n dem E n t -
lassenen die im § 13 angeführten Weisungen
erteilen und ihn unter Schutzaufsicht stellen. Sie
h a t das Strafgericht von der Entlassung zu be-
nachrichtigen. Dieses kann vormundschafts-
behördliche Verfügungen treffen.

§ 42. (1) Der Ausspruch, d a ß der Jugendliche
der Zucht des Erziehungsberechtigten oder der
Schule überwiesen, oder d a ß ihm eine E rmahnung
erteilt w i rd [§ 12, Abs. (2) und (3 ) ] , und die
Entscheidung, d a ß der Ausspruch der ve rwi rk ten
Strafe vorläufig aufgeschoben und eine Probezei t
best immt wi rd {§ 13), sind in das Ur te i l aufzu-
nehmen, womi t der Jugendliche schuldig ge-
sprochen wi rd , u n d besonders zu begründen. Sie
vertreten den Ausspruch über die Strafe (§ 260,
Z . 3, S tPO. ) . In Beziehung auf die pr ivatrecht-
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lichen Ansprüche und die Kosten des Verfahrens
hat ein solches Urteil dieselben Wirkungen wie
eine Verurteilung. Es ist wie ein verurteilendes
Erkenntnis anfechtbar. Doch steht gegen den
Ausspruch, der an die Stelle der Verurteilung zu
einer Strafe tritt, nur dem Staatsanwalt die
Berufung zu.

(2) Gegen ein Strafurteil kann der Verurteilte
auch deshalb Berufung ergreifen, weil der Aus-
spruch über die verwirkte Strafe nicht auf-
geschoben worden ist. Eine solche Berufung hat
aufschiebende Wirkung. Wird ihr stattgegeben
und besteht der Verurteilte die Probe nicht, so
ist das Gericht bei Bestimmung der Art und des
Maßes der Strafe durch das erste Urteil nach
keiner Richtung gebunden.

<3) Die nachträgliche Festsetzung und Voll-
streckung der Strafe wird durch einen Antrag des
Staatsanwaltes eingeleitet. Über diesen Antrag
entscheidet das Gericht, das über die Anklage in
erster Instanz erkannt hat, nach mündlicher Ver-
handlung durch Urteil. Die Verhandlung und das
Urteil haben sich auf die Frage der Strafe und
die Gründe für den Widerruf des Aufschubes zu
beschränken. Wird der Antrag abgewiesen, so
kann er nur auf Grund neuer Tatsachen von
neuem gestellt werden.

(4) Gegen die Abweisung des Antrages steht
dem Staatsanwalt die Berufung, gegen den Aus-
spruch über die Strafe stehen beiden Teilen die-
selben Rechtsmittel zu, die sie hät ten ergreifen
können, wenn der Ausspruch schon im ersten
Urteil enthalten gewesen wäre .

(5) Die Tilgung des Schuldspruches [§ 13,
Abs. (3)] obliegt dem Gericht, das in erster
Instanz erkannt hat . Sie geschieht von Amts
wegen.

§ 43 . (1) Über die Erteilung von Weisungen
und die Stellung unter Schutzaufsicht (§ 13), ent-
scheidet das Gericht, auch wenn es zugleich ein
Urteil fällt, durch Beschluß. Dasselbe gilt von
vormundschaftsbehördlichen Verfügungen im
Zuge eines Strafverfahrens (§ 2).

(2) Werden durch eine solche Verfügung Rechte
Dri t ter berührt , so ist ihnen womöglich vorher
Gelegenheit zu geben, sich zu äußern. Auch ist
ihnen der Beschluß bekanntzumachen.

(3) Gegen solche Beschlüsse steht den Beteiligten
die Beschwerde an das übergeordnete Gericht
offen. Die Beschwerde ist binnen drei Tagen an-
zubringen. Sie hat nur dann aufschiebende Wi r -
kung, wenn sie gegen die Aufhebung einer vor-
mundschaftsbehördlichen Maßnahme gerichtet ist.

(4) Ist außer der Beschwerde gegen einen
solchen Beschluß auch eine Nichtigkeitsbeschwerde
gegen das Urtei l anhängig, auf dem er beruht,
so entscheidet der Oberste Gerichtshof nach

Erledigung der Nichtigkeitsbeschwerde auch über
die Beschwerde.

B e s c h r ä n k u n g d e r A u s k u n f t a u s
d e n S t r a f v o r m e r k e n .

§ 44. (1) Über Schuldsprüche nach § 12,
Abs. (2) und (3), und, solange keine Strafe aus-
gesprochen ist, nach § 13 dieses Gesetzes, darf
aus den Strafvormerken nur den Gerichten,
Staatsanwaltschaften sowie zu Zwecken des
gerichtlichen Strafverfahrens den Sicherheits-
behörden Auskunft erteilt werden. Bei der Aus-
stellung von Leumundszeugnissen sind solche
Urteile nicht zu berücksichtigen.

(2) Die Bestimmungen des ersten Absatzes
finden keine Anwendung, wenn über ein anderes
Urteil gegen dieselbe Person Auskunft zu er-
teilen ist.

(3) Verurteilungen, die jemand im jugendlichen
Alter erlitten hat, sind bei der Ausstellung von
Leumundszeugnissen nicht zu berücksichtigen,
wenn keines der Urteile auf eine strengere Strafe
als eine zweijährige Freiheitsstrafe lautet und
wenn überdies fünf Jahre verstrichen sind, seit-
dem der Verurteilte das 18. Lebensjahr voll-
endet hat, und er in dieser Zeit nicht zu einer
mehr als einmonatigen Freiheitsstrafe verurteilt
worden ist.

IV. Bes t immungen über den Strafvollzug.
§ 45 . Die mit der Behandlung von jugendlichen

Gefangenen betrauten Personen sollen sich durch
pädagogisches Verständnis auszeichnen und w o -
möglich über die wichtigsten für ihre Tät igkei t
in Betracht kommenden Lehren der Psychologie,
Psychiatrie und Pädagogik unterrichtet sein.

§ 46. (1) Durch den Vollzug der Freiheitsstrafe
sollen die jugendlichen Gefangenen zu Selbst-
beherrschung, Arbeitsamkeit und gesetzmäßigem
Verhalten erzogen und, sofern es die Dauer der
Strafe zuläßt , zu einem ihren Fähigkeiten und,
wenn möglich, auch ihrer bisherigen Tätigkeit
entsprechenden und ihrem künftigen For tkommen
dienlichen Beruf herangebildet werden.

(2) Sie sind mit Ernst und Güte zu behandeln.
Ihr Ehrgefühl m u ß geschont und gestärkt werden.

(3) Die Gefangenen erhalten regelmäßigen Schul-
unterricht. Ihre körperliche Entwicklung ist durch
Turnübungen, Sport und Spiel zu fördern.

§ 47. (1) Jugendliche Gefangene sind von
erwachsenen so abzusondern, daß jeder Verkehr
zwischen den beiden Gruppen verhindert wird,
Gefangene unter 20 Jahren, von denen kein
schädlicher Einfluß auf Mitgefangene zu besorgen
ist, können in die Gruppe der jugendlicheil
Gefangenen eingereiht werden.

(2) Freiheitsstrafen, deren Dauer einen Monat
übersteigt, haben jugendliche Gefangene in der
Regel in einer besonderen, ausschließlich für
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Jugendliche bestimmten Anstalt oder Abteilung
oder im Gefängnis eines Gerichtes zu verbüßen,
bei dem besondere Einrichtungen für jugendliche
Gefangene bestehen (§§ 406 und 482 StPO.).
Sie bleiben dort, wenn ihre Strafe nicht früher
endet, bis zur Vollendung ihres 21. Lebensjahres.
Mit besonderer Genehmigung des Bundesministe-
riums für Justiz kann ein in einer Jugendanstalt
oder -abteilung angehaltener Gefangener bis zur
Vollendung seines 24. Lebensjahres darin belassen
werden.

(3) Auf die unter die jugendlichen Gefangenen
eingereihten und die nach Vollendung des
18. Lebensjahres in einer Jugendanstalt oder
-abteilung verbleibenden älteren Gefangenen sind
alle für jugendliche Gefangene geltenden Be-
stimmungen anzuwenden. Doch können sie vom
Schulunterricht befreit werden.

§ 48. Jugendliche können Freiheitsstrafen bis
zu einem Monat auch in Anstalten verbüßen, die
keine Bundesanstalten sind und denen durch
Verordnung des Bundesministeriums für Justiz
die Eignung hiefür zuerkannt worden ist. Die
Überwachung des Strafvollzuges obliegt dem mit
der Gerichtsbarkeit über Jugendliche betrauten
Bezirksgericht, in dessen Sprengel die Anstalt
gelegen ist.

§ 49. (1) Jugendliche haben Freiheitsstrafen
in Gemeinschaftshaft zu verbüßen; einzeln sind
sie nur zu verwahren, soweit das um ihrer selbst
oder um ihrer Mitgefangenen willen notwendig
ist.

(2) In Einzelhaft wird der Gefangene bei Tag
und Nacht in einer besonderen Zelle angehalten.
Für den Aufenthalt im Freien, den Gottesdienst
und den Unterricht kann von der Trennung ab-
gesehen werden. Jeder in Einzelhaft angehaltene
Gefangene soll täglich wenigstens zwei Besuche
von mindestens halbstündiger Dauer erhalten.

§ 50. Jugendlichen Gefangenen steht die Wahl
ihrer Beschäftigung (§ 244 StG.) auch dann nicht
zu, wenn nur Arrest ersten Grades über sie ver-
hängt worden ist. Sie haben die Arbeiten zu
verrichten, die ihnen zugewiesen werden.

§ 51. (1) Ist zu befürchten, daß die Voll-
streckung einer Freiheitsstrafe auf die regel-
mäßige Art einem jugendlichen Gefangenen
schaden, insbesondere einen krankhaften oder
abnormen Zustand, an dem er leidet, ver-
schlimmern, oder daß sie aus besonderen Gründen
nicht zum Ziele führen würde, so ordnet das
Gericht nach Anhörung eines Arztes die der
Eigenart des Gefangenen angepaßten Ab-
weichungen von der Regel an. Diese Ab-
weichungen können sich insbesondere auf die
Form der Anhaltung (Einzel- oder Gemein-
schaftshaft), auf die Bewegung im Freien, auf

den Unterricht, die Beschäftigung und die Kost
beziehen.

(2) Solche Gefangene sind womöglich in einer
besonderen Abteilung des Gefängnisses anzu-
halten und stehen unter ständiger Aufsicht des.
Arztes.

V. Schluß- und Übergangsbestimmungen.

§ 52. (1) Das Gesetz vom 25. Jänner 1919,
St. G. Bl. Nr. 46, über die Errichtung von.
Jugendgerichten, und § 8 des Gesetzes vom.
24. Mai 1885, R.G.Bl. Nr. 89, werden auf-
gehoben. (Das mit Kundmachung des Staats-
amtes für Justiz vom 3. November 1945 wieder-
verlautbarte österreichische Strafgesetz, A.Slg.
Nr. 2.)

(2) Im Artikel V I der Strafprozeßnovelle vom
Jahre 1918 entfallen die Wor te „wenn der
Tä te r zur Zeit der T a t noch nicht 18 Jahre alt
war" .

[Absatz (3) und (4) gegenstandslos zu-
folge der mit Kundmachung des Staatsamtes für
Justiz vom 24. Juli 1945 wiederverlautbarten
österreichischen Strafprozeßordnung, A. Slg.
Nr. 1,. und zufolge des mit Kundmachung des
Staatsamtes für Justiz vom 3. November 1945
wiederverlautbarten österreichischen Strafgesetzes,
A. Slg. Nr. 2.J

(5) I m Schlußsatz des § 3 des Gesetzes vom
26. Jänner 1907, R. G. Bl. N r . 18, betreffend
strafrechtliche Bestimmungen zum Schutze der
W a h l - und Versammlungsfreiheit, treten an die
Stelle der Wor t e „zugunsten des Armenfonds
der Gemeinde" die Wor te „zugunsten des
Bundes".

(6) (Gegenstandslos zufolge der Verordnung vom
3. Februar 1939, Deutsches R.G.Bl. I S. 213.)

§ 5 3 . § 14 b der Gewerbeordnung erhäl t noch
folgende Absä tze :

(3) Die Zeit, in der Zöglinge einer der gemäß
§ 3 des Jugendgerichtsgesetzes zu errichtenden
Bundesanstalten für Erziehungsbedürft ige in der
Anstal t mi t Verrichtungen beschäftigt werden,
die an sich den Gegenstand eines handwerks -
mäßigen Gewerbes ausmachen, ist auf die Lehr-
zeit anzurechnen, wenn die Verwendung unter
Anlei tung einer Person erfolgt, die die Meister-
prüfung für das betreffende Gewerbe abgelegt
ha t und der Zögling nachher noch mindestens
ein J a h r in der Meisterlehre bei einem v o n dem
Leiter der Ansta l t nach Anhörung der Zunf t zu
best immenden Gewerbetreibenden ausgebildet
wi rd . Ist der Zögling vo r der Aufnahme in d ie
Anstal t schon mindestens ein J a h r bei einem
Meister in der Lehre gewesen, so k a n n der
Anstaltsleiter in berücksichtigungswürdigen Fällen
bestimmen, d a ß die Dauer der Schlußausbildung
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bei einem Gewerbetreibenden auf ein halbes
Jahr herabgesetzt wird.

(4) Die Gesamtdauer der Lehrzeit richtet sich
nach den Vorschriften der Zunft, in deren
Bereich die Lehre vollendet wird. Auch wenn die
Anstaltszeit angerechnet wird, darf die An-
haltung in der Anstalt im Lehrzeugnis oder
Gesellenbrief nicht erwähnt werden.

(5) Die näheren Vorschriften werden durch
Verordnung des Bundesministeriums für Handel
und Wiederaufbau, im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für Justiz erlassen.

[Zu Abs. (3) bis (5): Artikel 3, Abs. (1), und
Artikel 10 der Gewerbeordnungsnovelle 1935,
B.G.Bl. Nr. 548.]

(G) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau ist ferner ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Justiz,
in einzelnen Anstalten an Stelle von Personen,
die die Meisterprüfung für das betreffende
Gewerbe abgelegt haben, — wenn geeignete
Personen, die diesem Erfordernis genügen, nicht
verfügbar sind — andere geeignete Personen mit
der Ausbildung der Lehrlinge zu betrauen.

§ 54. (1) Dieses Gesetz ist am 1. Jänner 1929
in Kraft getreten. Die §§ 2 und 9 bis 14 sind
auch auf strafbare Handlungen anzuwenden, die
früher begangen worden sind, wenn entweder
zur Zeit des Inkrafttretens das Urteil erster
Instanz noch nicht gefällt ist oder wenn es
infolge einer Nichtigkeitsbeschwerde, Berufung
oder Wiederaufnahme des Strafverfahrens oder
eines Einspruches beseitigt wird. [§ 29, Abs. (1)

der Verordnung zur Durchführung des Jugend-
gerichtsgesetzes vom 12. Dezember 1928, B. G. Bl.
Nr. 339.]

(2) [Erster Satz gegenstandslos zufolge des
Bundesgesetzes vom 13. Juni 1946, B. G. Bl.
Nr. 135, über die Bildung der Schöffenlisten
(Schöffenlistengesetz); der zweite und dritte Satz
sind überholt und daher gegenstandslos.]

§ 55. (1) Nach dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes ist die Strafe der Verschließung an
einem abgesonderten Verwahrungsort nicht mehr
zu vollziehen; an Stelle der entfallenden Strafe
kann das Gericht vormundschaftsbehördliche
Verfügungen treffen (§ 2). Alle Verurteilungen
zu Verschließungsstrafen gelten als getilgt.

(2) An demselben Tage erlöschen die auf Grund
einer strafgerichtlichen Verurteilung eingetretene
Unfähigkeit, bestimmte Rechte, Stellungen und
Befugnisse zu erlangen, und alle anderen nach-
teiligen Wirkungen, die Kraft besonderer Gesetze
als Rechtsfolgen einer Verurteilung eingetreten
sind und nicht in dem Verlust eines besonderen
auf Verleihung, Wahl oder Ernennung be-
ruhenden Rechtes bestehen, für alle Personen,
die zur Zeit der T a t noch nicht 18 Jahre alt
waren.

(3) Ebenso trit t die Polizeiaufsicht über solche
Personen außer Kraft.

§ 56. Mit der Vollziehung dieses Gesetzes
ist das Bundesministerium für Justiz, soweit
dadurch der Wirkungskreis anderer Bundes-
ministerien berührt wird, im Einvernehmen mit
diesen betraut.


